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folg oder Niederlage „von dem Ergebnis
dieser Beeinflussung der Mittelschich-
ten abhänge“, war Konrad Adenauer
schon 1946 klar.4 Die sozialdemokrati-
sche Konkurrenz tat sich da schwerer,
und bereits bei der Bundestagswahl
1953 erreichte die CDU in den Mittel-
schichten einen höheren Mobilisie-
rungsgrad als die SPD selbst in der Ar-
beiterschaft. Im öffentlichen Bewußtsein
konnte sich die Union damit so frühzeitig
wie dauerhaft als die „große Volkspartei
der Mitte“ etablieren. Das war ingeniös
und erklärt zu guten Teilen, weshalb die
Union – mit einer einzigen Ausnahme
1972 – bei Bundestagswahlen stets er-
folgreicher abgeschnitten hat als die
SPD.

Aber weshalb ist es eigentlich so
wichtig, „Mitte“ zu sein, um in Deutsch-
land politischen Erfolg zu haben? „Diese
Gesellschaft ist mittelmäßig“, schreibt
Hans Magnus Enzensberger: „Soziolo-
gisch und kulturell ist die Republik
durch die unangefochtene Hegemonie
der middle class gekennzeichnet.“5 Wer
nicht in der Mitte ist, der wäre doch ger-
ne dort. Entscheidend ist daher die Kor-
respondenz zwischen bundesrepublika-
nischer Sozialstruktur und den mit dem
Begriff der Mitte verbundenen positiven
Assoziationen: „Mitte“, das suggeriert
sozialen und politischen Ausgleich,
Maßhalten und Mäßigung, Kompromiß
und versöhnliche Harmonisierung von
Gegensätzen, Absage an die Extreme
und einvernehmliche Lösung schwieri-
ger Probleme, Konsens und Vernunft, Si-
cherheit, Stabilität und Geborgenheit.6

Die chronischen Sehnsucht der bun-
desrepublikanischen Gesellschaft nach
Mitte ist politisch von niemandem besser
verkörpert worden als von Helmut Kohl.
Der Schlüssel zu seiner Macht sei „seine

Neue Mitte oder 
alte Fehler

„Wir dürfen unser schönes Land,
unsere Republik nicht in die Hände
dieser Leute geraten lassen.“
Helmut Kohl1

Ab sofort sei sie die „Neue Mitte
Deutschlands“, sagt die SPD.2 Unter
wahlkämpferischen Aspekten ist das im
Grunde noch keine spektakuläre Aussa-
ge. So gut wie alle Parteien drängen in
die gesellschaftliche Mitte, denn da sind
die frei flottierenden Wählerstimmen.
Sozialstrukturell sind es die flexiblen,
politisch häufig eher ungebundenen
„neuen Mittelschichten“, deren politi-
sche Präferenzen am Wahltag darüber
entscheiden, welche der beiden großen
Parteien ihrem volksparteilichen An-
spruch am ehesten gerecht wird und
über ihre Stammwählergruppen hinaus
weitere Wähler an sich bindet. Zwar
können sich die Parteien auf ihre Traditi-
onswähler noch immer verlassen: Auch
1994 stimmten noch 60% der Arbeiter
mit Gewerkschaftsbindung für die SPD
und 74% der kirchennahen Katholiken
für die Union. Das Problem dabei ist nur,
daß es sich bei beiden Gruppen wenn
auch nicht um aussterbende Spezies, so
doch um stark schrumpfende gesell-
schaftliche Milieus handelt. Vor vier Jah-
ren machten sie gerade noch 13% der
SPD-Stimmen und 14% der Stimmen
von CDU/CSU aus.3

Ohne Mehrheiten in den parteiunge-
bundenen Mittelschichten, die mittler-
weile mehr als die Hälfte des Elektorats
ausmachen, sind Wahlen daher schon
lange nicht mehr zu gewinnen. Daß Er-
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ne gesellschaftliche Mitte („the people
who work hard and play by the rules“)
für den politischen Aufbruch zu begei-
stern, hat beispielhaft Bill Clinton vorge-
führt. Sein Wahlkampf 1992 gegen den
amtierenden Republikanischen Präsi-
denten George Bush zielte erfolgreich
auf die diffusen Abstiegsängste und
Aufstiegshoffnungen der „forgotten
middle class“, wie Clinton diese Gesell-
schaftsgruppen unablässig nannte. Mit
Begeisterung hatten sie die Reagan Re-
volution der Republikaner unterstützt,
vom allzu alltags- und problemfern er-
scheinenden George Bush aber fühlten
sich diese Amerikaner angesichts von
Rezession und drohender Arbeitslosig-
keit im Stich gelassen. In kultureller Hin-
sicht waren diese wahlentscheidenden
Gruppen mehrheitlich durchaus konser-
vativ. Sie wählten Clinton, weil er ihnen
glaubhaft machen konnte, ihre wirt-
schaftlichen Sorgen und Nöte ernst zu
nehmen, während er sich zugleich als
New Democrat von den traditionellen
ideologischen Glaubenssätzen seiner
Partei abgrenzte. Um den Wandel
durchzusetzen, hat Bill Clinton erläutert,
müsse man ihn so präsentieren, daß die
Leute ihn mit ihren Wertvorstellungen
und Gewohnheiten in Einklang bringen
könnten.9

Ungeachtet aller Unterschiede der
Parteiensysteme, Sozialstukturen und 
-kulturen liegt der Schlüssel zur Gewin-
nung der politischen Macht für (grosso
modo) sozialdemokratische Parteien re-
gelmäßig darin, daß sie die richtige Ba-
lance finden zwischen den im Grunde
konträren Versprechen von Wandel und
Kontinuität. Sie müssen das Kunststück
fertigbringen, eine Aufbruchstimmung
zu erzeugen und gleichzeitig der zöger-
lichen Mitte der Gesellschaft suggerie-
ren: Wir sind wie ihr! Ihr dürft so bleiben
wie ihr seid! Sie müssen die Kontinuität
im Wandel in Aussicht stellen, wirt-
schaftspolitische Effizienz und lebens-

mysteriöse Affinität, seine geistige Sym-
biose mit einem großen Teil der deut-
schen Bevölkerung“, hat Kohls Biogra-
phin Patricia Clough festgestellt.“7 Sug-
gestiver ist es nur noch von Karl Heinz
Bohrer formuliert worden: „Kohls Körper
ist der Körper der Bundesrepublik.“8

Tatsächlich: Kohls Stärke über einein-
halb Jahrzehnte bestand nicht zuletzt in
seiner unbestrittenen Definitionsmacht
darüber, wo die Mitte sei, die Stärke sei-
ner Partei in ihrer fraglosen Gewißheit,
mental im Zentrum der Gesellschaft zu
wurzeln. Die Mitte der Gesellschaft, das
war die CDU, und die Mitte der CDU
war Helmut Kohl.

Ein tolldreister Coup

Und nun also Gerhard Schröder und die
SPD? „Wir setzen auf die Leistungsträger
unserer Gesellschaft“, heißt es im Pro-
grammentwurf der Partei für die Bundes-
tagswahl. Auf Arbeitnehmer, Manager,
Unternehmer, Mittelständler, Handwer-
ker, Freiberufler, Existenzgründer, Tech-
niker, Ingenieure, Wissenschaftler und
Gewerkschafter: „Zusammen mit diesen
Leistungsträgern unserer Gesellschaft
sind wir die Neue Mitte Deutschlands“ –
behaupten die Sozialdemokraten. Ein-
fach so. Man muß sich schon die jahr-
zehntelange Hegemonie der Christde-
mokraten über den Begriff der Mitte vor
Augen führen, um ermessen zu können,
was für ein waghalsiger, nachgerade
tolldreister Coup den Sozialdemokraten
da gelingen würde, sollten sie ihren
forsch formulierten Anspruch auf die
Mitte einlösen können. Die Mitte, das soll
nun auf einmal die SPD sein? Nur weil
Gerhard Schröder und sein Chefstratege
Bodo Hombach es gern so hätten? Kann
das gutgehen? Und sollte es überhaupt?

Daß es nicht unmöglich ist, die – im ei-
genen Selbstverständnis – rechtschaffe-
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überwiegenden Teils der neuen Mittel-
schichten wurden daher in den 70er Jah-
ren nach und nach wieder die Unions-
parteien.10 Ganz ähnlich die Erfahrun-
gen der frühen Präsidentschaft Clintons:
Gewählt als Exponent von ökonomi-
schem Pragmatismus und middle class
values, vergraulte er in den ersten zwei
Jahren seiner Administration viele der
skeptischen Mittelschichtler, die ihm ge-
rade erst ins Amt verholfen hatten. Die
konservative Gingrich Revolution bei
den Kongreßwahlen 1994 war ihre Quit-
tung für den vermuteten Rückfall der De-
mokratischen Partei in eben jene Unsit-
ten, die die Ära Reagan überhaupt erst
ermöglicht hatten. In Großbritannien
hingegen ist Tony Blair von vornherein
fest entschlossen gewesen, die vor dem
Wahlsieg von New Labour durchgesetzte
Strategie der Öffnung seiner Partei zur
gesellschaftlichen Mitte beizubehalten.
Die einstweilen ungebrochene Popula-
rität seiner Regierung gibt ihm Recht.

Kein Mandat 
für eine „völlig andere Politik“

Die SPD wird nur dann – wie schon in
den 60er Jahren – als Partei der unge-
bundenen gesellschaftlichen Mittel-

weltliche Bewahrung. Indem der Pro-
grammentwurf der SPD das dynamische
„Neu“ mit dem statischen Konzept der
„Mitte“ kombiniert, bringt er genau die-
se Dialektik auch sprachlich auf den Be-
griff – gewiß nicht von ungefähr.

In Großbritannien haben Tony Blair
und New Labour das Modell Clinton er-
folgreich adaptiert und damit das zuvor
thatcheristisch gesonnene kleinbürger-
liche Aufsteigertum zu sich herüber-
gezogen. Die sozialdemokratischen
Wahlkampfmanager Gerhard Schröders
wiederum orientieren sich am Erfolgsre-
zept der Genossen von der Insel. Sie
könnten nach Vorbildern auch in der ei-
genen Geschichte suchen. Schließlich
waren es in den 60er Jahren nicht zuletzt
die „Schiller-Wähler“ aus den neuen
Mittelschichten, jene eher bürgerlichen
Anhänger des kompetent und vertrau-
enerweckend agierenden sozialdemo-
kratischen Wirtschaftsministers der
Großen Koalition, denen die SPD den
Machtwechsel von 1969 verdankte.

Als die SPD drei Jahre später ihren
größten Wahlsieg überhaupt feierte, lag
das vor allem am hohen Mobilisierungs-
grad der Arbeiterschaft. Etliche ihrer
neuen Mittelschichtenwähler von 1969
dagegen waren bis dahin schon wieder
von der sozialdemokratischen Fahne ge-
gangen. Der überbordende und bereits
damals kaum finanzierbare Reformeifer
der Ära Brandt hatte sie frühzeitig ver-
schreckt. Zur politischen Heimat des
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an der Regierung Kohl und der Wunsch
nach Veränderung – und deren Art und
Umfang wäre dann schon wieder strittig.

So gesehen ist die „Neue Mitte
Deutschlands“ zunächst kaum mehr als
ein pfiffiger Wahlkampfbluff, eine Chiffre
zur vorübergehenden Herstellung sym-
bolischer Vergemeinschaftung. Fraglich
ist indessen, ob angesichts fortschreiten-
der gesellschaftlicher Pluralisierung, wei-
ter wachsender Volatilität in der Wähler-
schaft und schrumpfender Spielräume
für gestaltende Politik zukünftig über-
haupt noch eine Partei in der Lage sein
wird, die „Mitte“ dauerhaft mit Beschlag
zu belegen. Den Versuch ist es sicherlich
wert: Je weniger es die eine gesellschaft-
liche Mitte als real auffindbare soziologi-
sche Größe noch gibt, desto besser dürfte
paradoxerweise bei Wahlen diejenige
Partei abschneiden, die am überzeu-
gendsten den Anschein erweckt, sie zu
repräsentieren. 

Besteht die vermeintlich dürftige Al-
ternative für die SPD demzufolge ledig-
lich darin, entweder Visionen für den
Wandel zu haben, aber keine Mehrheit
in der Mitte – oder eine Mehrheit in der
Mitte, aber kein Mandat für den Wan-
del? Nicht unbedingt. Denn womöglich
besteht verantwortungsvolle Politik in
Zeiten knapper Kassen ja gar nicht im
Ankündigen ganz großer Wohltaten für
fast alle. Vielleicht begibt sich der weni-
gen überhaupt noch bestehenden Spiel-
räume politischer Gestaltung, wer etwa
vor der Bundestagswahl lauthals ver-
spricht, sämtliche sozialen „Untaten“
der Ära Kohl rückgängig zu machen.
Vielleicht wollen gerade die gut ausge-
bildeten Wähler aus den neuen Mittel-
schichten ja in Wirklichkeit von den Poli-
tikern auch intellektuell ernst genom-
men werden. Und vielleicht ist es des-
halb eher das geduldige, argumentative
Verständlichmachen schwieriger Abwä-
gungen, Handlungszwänge und unpo-
pulärer Entscheidungen, was diese
Wähler beeindruckt. Vielleicht ist es,
kurzum, der politische Stil Wolfgang
Schäubles (nicht unbedingt seine Politik
selbst), der diese „Neue Mitte“ langfri-

gruppen reüssieren können, wenn sie
bereit ist, ihnen programmatisch und ha-
bituell entgegenzukommen. Daß der
Kandidat Gerhard Schröder dazu wil-
lens und in der Lage ist, belegen schon
die Zuwächse der SPD bei der Landtags-
wahl in Niedersachsen im März quer
durch alle Wählergruppen und Milieus;
hier ist der Begriff der sozialdemokrati-
schen „Neuen Mitte“ mehr als nur eine
Möglichkeit.11 In der SPD insgesamt
herrscht gegenwärtig zwar die unbändi-
ge Bereitschaft zum Wahlsieg, nicht da-
gegen in sämtlichen Teilen der Partei
auch Klarheit über die im Begriff der
„Neuen Mitte“ gebündelten Bedingun-
gen dieses Erfolgs. Man ist bereit, sich
mit Hilfe der Stimmen einer von Gerhard
Schröder charismatisch-personell inte-
grierten „Neuen Mitte“ an die Macht
tragen zu lassen, wenn anders Mehrhei-
ten in Deutschland eben nicht zu haben
sind. Zugleich zeigt sich bereits jetzt
wieder, daß zumal Traditionalisten und
Linke in der SPD allzu gerne der Versu-
chung erliegen würden, solch einen Er-
folg dann umstandslos in ein Mandat für
eine „völlig andere Politik“ (Oskar La-
fontaine) umzudeuten.12

Ein solches Mandat wäre in einem
Wahlsieg als „Neue Mitte Deutsch-
lands“ aber gerade nicht enthalten. Wer
mit der Mitte der Gesellschaft Wahlen
gewinnt, der muß auch mit ihr regieren.
Die Sozialdemokraten tun gut daran,
sich schon jetzt klarzumachen, wie
prekär, fragil und vorläufig jede unter
dem Etikett der „Neue Mitte“ zusam-
mengesammelte Wählerkoalition not-
wendigerweise wäre. Als unverbunde-
nes Sammelsurium soziologischer Grup-
pen vom mittleren Manager bis zum Ge-
werkschaftsfunktionär verbände sie
einstweilen wenig mehr als ihr Überdruß
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gesellschaftlicher Reformen scheut. Bes-
ser als die Wähler mit Reformvorhaben
zu verschrecken ist es, auf „Veto-Grup-
pen“, die angeblich den (technischen)
Fortschritt blockieren, einzudreschen.

Wenige Tage vor der Niedersachsen-
wahl veröffentlichten Oskar Lafontaine
und Gerhard Schröder gemeinsam ein
Buch: „Innovationen für Deutschland“.1

Und wenige Tage nach Schröders Sieg
in Niedersachsen legten die beiden das
ebenfalls gemeinsam geschriebene
SPD-Regierungsprogramm vor: „Arbeit,
Innovation und Gerechtigkeit“.2

Das erste, was zu verändern wäre, ist
offenbar das Bewußtsein. Das erkannte
nicht nur die sächsisch-bayerische Zu-
kunftskommission, sondern ist auch die
Überzeugung der beiden maßgeblichen
Herren in der Sozialdemokratie: „Wir
wollen die großen Chancen der neuen
Technologien nutzen. Dazu brauchen
wir in unserer Gesellschaft eine neue
Aufgeschlossenheit für Innovation und
technologischen Fortschritt,“ schreiben
sie in ihrem Regierungsprogramm. Eine
neue Aufgeschlossenheit? Wie damals,
die alte – vor Hiroshima, vor dem Ozon-
loch, vor Harrisburg und Tschernobyl?

Es ist nicht nur von technischen Inno-
vationen die Rede. Aber den Schwung
bezieht man aus diesen hier sogenann-
ten wirtschaftlichen Innovationen – Re-
form der Wirtschaft, darunter hatte die
SPD einst anderes verstanden. Heute
geht es um die Erschließung neuer
Märkte und die Verteidigung alter
Marktanteile. Dafür will Gerhard Schrö-
der nach dem 27. September „sofort nach
der Regierungsübernahme“ mit Ge-
werkschaften und Unternehmen „ein
Bündnis für Arbeit, Innovation und Ge-
rechtigkeit schmieden“.

„Die Zukunft des Standorts Deutsch-
land hängt maßgeblich von der Lei-
stungsfähigkeit und Kreativität der For-
schung ab, ebenso von den Bedingun-

stig an eine der beiden großen Parteien
binden könnte.

Was eigentlich politische Urteilskraft
ausmache, hat Isaiah Berlin gefragt:
„Ein Gefühl für das, was ‚geht’ und was
‚nicht geht’?“13 Bestimmt. Eine sozialde-
mokratisch geführte Bundesregierung
wird davon eine ganze Menge brau-
chen. Sonst kehrt die „Neue Mitte“
zurück an ihren alten Platz.

Tobias Dürr

Erneuerung oder 
Innovation

Gestern Reformstau, morgen Innova-
tion. Mit dieser Megabotschaft ziehen
die Parteien heute in den Wahlkampf.
Wenn es eine Neue Mitte gibt, wo sich
alles drängt, hier ist sie. Ein Konsens
macht sich breit. Der Bundespräsident
hat ihn gestiftet. Gestern wollte niemand
am Reformstau schuld sein – heute sind
alle für Innovation. Das gilt auch für die
jeweilige Klientel. Aber nur im allgemei-
nen, wohlgemerkt. In den konkreten
Anwendungsfällen gibt es reichlich Dis-
sens darüber, was als Reform oder Inno-
vation akzeptabel sei – wenn es einen
selbst trifft. Ausgenommen: technische
Innovationen.

Hier unterscheiden sich die beiden
Volksparteien kaum. Nach Studium der
Programme und Manifeste drängt sich
der Verdacht auf, bei den Themen, wo es
offenbar mit dem politischen Gegner
wenig Dissens gibt, werde ersatzweise
der Streit angezettelt, den man in Fragen




